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Preußiſche Geſetzzammlung 


Jahrgang 1922 en Nr. 46. 
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ſchulen), S. 315. — Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe, und Handelslehrer und 
lehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und haus wirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) [Gewerbe- und 
Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — G. D. G. —] vom 10. Juni 1921, S. 318. 
(Nr. 12372.) Geſetz, betreffend Anderung des Geſetzes vom 10. Juni 1921 über das Dienſteinkommen der 
Gewerbe und Handelslehrer und lehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und haus⸗ 
| wirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsichulen). Vom 17. Oktober 1922. 


er Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Das Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 10. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 421) 
wird folgendermaßen geändert: 

A. Im § 1 erhalten Abſ. 1 bis 6 folgende Faſſung: 

() Die an nichtſtaatlichen öffentlichen und durch den Handelsminiſter ihnen gleichgeſtellten 
Berufsſchulen (gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Pflichtfortbildungsſchulen) 
planmäßig angeſtellten Lehrkräfte erhalten als Grundgehalt: 5 

vom 1. April 1920 bis 30. September 1921: i g 

a) in Gruppe 1: 6800 —7400—8 0008600 —9 100-9 600—9 90010 200, 

b) in Gruppe 2: 7 600—8 300—9 000 —9 600 —10 200—10800 1110011400, 

e) in Gruppe 3: 8400-9 200 — 10000 — 10800 — 11300 — 11800 — 12 300 — 
12600, 

d) in Gruppe 4: 9700—10700— 11700 — 12500 — 13 300 — 13700 — 14100 — 

14500 Mark jährlich; | 

vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922: En 

a) in Gruppe 1: 18000— 19200 — 20400 — 21600 — 22800 — 24000 — 25000 — 

- 26.000, - | Se 

b) in Gruppe 2: 21000 — 22500 — 24000 — 25500 — 27000 — 28 500 — 30 000 — 

31000, 185 
e) in Gruppe 3: 25000 — 26800 — 28600 — 30400 — 32200— 33800 — 35400 — 
| 37000, SEE 

d) in Gruppe 4: 30000 — 32000 — 34000 — 36.000 — 38000 — 40000 — 42000 — 
5 44000 Mark jährlich; ; e 
Geſetzſammlung 1922. (Nr. 1237212373.) i 56 

Ausgegeben zu Berlin den 3. November 1922. 
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vom 1. April 1922 ab: 
a) in Gruppe 1: 22000 — 23 500 — 25000 — 26200 — 27400 — 28600 — 29800 — 


31000, 

b) in Gruppe 2: 25000 —26600— 23200 —29800— 31400 —33000—34500— 
36.000, 

e) in Gruppe 3: 28000 — 300003 2000 — 34000 — 36000 — 38000 - 40.000 — 
42.000, 


d) in Gruppe 4: 32000 — 34500 — 37.000 — 39500 —42000—44000 46000 — 
48 000 Mark jährlich. 
| ) Zu Gruppe 1 gehören alle planmäßig angeſtellten Gewerbelehrerinnen, ſoweit fie nicht zu 
Gute 2 gehören. 
(3) Zu Gruppe 2 gehören: 

a) alle planmäßig angeſtellten Gewerbelehrerinnen, denen von der Schulaufſichtsbehörde eine 
Aufrückungsſtelle verliehen iſt. Die Geſamtzahl der Aufrückungsſtellen darf ein Drittel 
der Geſamtzahl der vorhandenen planmäßigen Stellen für Gewerbelehrerinnen an Berufs: 
ſchulen nicht überſchreiten; 

b) alle planmäßig angestellten Gewerbelehrer, Handelslehrer und Handelslehrerinnen und 
die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen 
mit weniger als 4 hauptamtlichen Lehrkräften. 

(4) Zu Gruppe 3 gehören: 

a) die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen 
mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrkräften, ſoweit ſie nicht zu Gruppe 4 gehören; 

bp) die Stellvertreter der zur Gruppe 4 gehörenden Schulleiter (Schulleiterinnen) und die 
Fachvorſteher. 

(5) Die Schulträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde die hauptamtlichen, 
| planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen mit weniger als 4 hauptamtlichen 
Lehrkräften in Gruppe 3 einreihen, wenn an der betreffenden Schule außer dem Leiter (der 
Leiterin) mindeſtens eine zweite hauptamtliche, planmäßig angeſtellte Lehrkraft vorhanden iſt und 
die Schule wenigſtens 2 Abteilungen für verſchiedene Berufsgruppen umfaßt. 
(e) Zu Gruppe 4 gehören die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schul⸗ 
leiterinnen) der beruflich ausgebauten oder beſonders großen Schulſyſteme, die vom Handels— 
miniſter nach den mit dem Finanzminiſter zu vereinbarenden Grundſätzen ausdrücklich als ſolche 
anerkannt ſind. 
Die Abj. 5 bis 8 der bisherigen Faſſung werden Abſ. 7 bis 10. 
Im Abſ. 8 der neuen Faſſung wird hinter »gekürzt« folgender Zuſatz aufgenommen: 
Dies gilt nicht für die unter Abſ. 1 Ziffer a fallenden Gewerbelehrerinnen. 


B. Der § 3 Abſ. 5 erhält folgenden Zuſatz: 
Jedoch tritt an die Stelle des § 4 Abſ. 2 des Volksſchullehrer— Dienſteinkommensgeſezes 
folgende Beſtimmung: 
Werden bei einer Beförderung Beſoldungsgruppen überſprungen, ſo iſt das Beſoldungsdienſt⸗ 


alter ſo feſtzuſetzen, wie wenn der Lehrer (die Lehrerin) zunächſt in die dazwiſchenliegenden 
Gruppen eingetreten wäre. 
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C. Der § 7 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 

Lehrperſonen, welche die Anſtellungsfähigkeit als Gewerbelehrer, Handelslehrer oder Handels, 
lehrerin erworben haben, erhalten während der Zeit, in der ſie voll beſchäftigt, aber noch nicht 
planmäßig angeſtellt ſind, bis zur Vollendung des 5. Dienſtjahrs folgende Grundvergütungsſätze: 

vom 1. April 1920 bis 30. September 1921 5320 — 6080 — 6 460 — 6840 — 
7220, 

vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 14700 — 16800— 17 850— 18900 — 
19950 N 

vom 1. April 1922 ab: 17500 — 20000 — 21250 — 22500 - 23750 Mark. 

Handelslehrerinnen erhalten die Sätze der Grundvergütungen um 10 vom Hundert gekürzt, ſolange 
nicht für Handelslehrer und Handelsle hrerinnen dasſelbe Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt. Lehrerinnen, 
welche die Anſtellungsfähigkeit als Gewerbelehrerinnen erworben haben, erhalten während der Zeit, 
in der ſie voll beſchäftigt, aber noch nicht planmäßig angeſtellt ſind, bis zur Vollendung des 
5. Dienſtjahrs folgende Grundvergütungsſätze: 

vom 1. April 1920 bis 30. September 1921 4760 — 5440 5780 6120 — 
6460, . 

vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 = 12600 &14400—15300— 16200 — 
17100 

vom 1, April 1922 ab = 15400 — 17600 — 18700 19800 20900 Mark. 

D. § 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Hinſichtlich der Höhe des Ortszuſchlags, der den im § 7 Abſ. 1 genannten Lehrperſonen 
gewährt wird, finden die für die Staatsbeamten jeweils geltenden Vorſchriften ſinngemäß An- 
wendung. Die im § 7 Abſ. 2 genannten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten einen Ortszuſchlag, deſſen 
Höhe ſich nach dem Betrage der jeweiligen Grundvergütung richtet. Für ſeine Bemeſſung ſind 
die Vorſchriften des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes maßgebend. 

§ 8 Abſ. 3 fällt weg. 

E. $ 10 Abf. 2 erhält als Satz 2 folgenden Zuſatz: f 

Ebenſo finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen über 
die Gewährung eines weiteren Ausgleichszuſchlags und eines beſonderen Ausgleichszuſchlags (Frauen- 
beihilfe) ſinngemäß Anwendung. 

F. Vor $ 13 iſt folgende Überſchrift zu ſetzen: 


V. Zahlung des Dienſteinkommens und Nechtsweg. 8 
Die Überſchriften über $$ 13 und 14 fallen weg. Die überſchriften V, VI und VI 
werden VI, VII und VII. 
G. § 16 Abf. 2 erhält folgende Faſſung: a 
Für jeden Schüler und jede Schülerin, die bei gewerbeſteuerfrei veranlagten Gewerbetreibenden 
oder bei Gewerbetreibenden der Gewerbeſteuerklaſſe IV beſchäftigt ſind, iſt uſw. 
H. Nach § 20 iſt als neuer Paragraph hinzuzufügen: a 
e § 20 a. 
Vom 1. April 1923 ab erhalten die Gewerbelehrerinnen die gleichen Dienſtbezüge wie die 
Handelslehrerinnen; die entgegenſtehenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten mit dieſem Seit 
punkt außer Kraft. 56* 
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J. In § 2 Abſ. 1 und 2, 8 3 Abſ. 1, § 7 Abſ. 1 und 2 und § 13 iſt ſtatt „endgültig“ 
zu ſetzen „planmäßig“. 

Im übrigen finden die Beſtimmungen der Geſetze vom 24. November 1921 über eine Anderung 
der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Geſetzſamml. S. 553) und 
vom 19. April 1922 über Anderungen in der Beamtenbeſoldung (Geſetzſzaamml. S. 83) ſinngemäß 
Anwendung. 

8 3. 

Der Geſetzesbeſchluß vom 11. November 1921 hat durch dieſes Geſetz ſeine Erledigung ge— 

funden und iſt nicht mehr zu verkünden. a 
| 9 4 

Das Geſetz vom 10. Juni 1921 (Geſetzſamml. S. 421) iſt nunmehr unter Berückſichtigung 
vorſtehender Anderungen in allen Teilen auszuführen und in der neuen Faſſung nochmals in der 
Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 

§ 5. 

Dieſes Geſetz tritt ſofort in Kraft. i 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. N 

Berlin, den 17. Oktober 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. v. Richter. Siering. 


(Nr. 12373.) Bekanntmachung des Wortlauts des Geſetzes über das Dienſteinkommen der Gewerbe⸗ und 
Handelslehrer und Kehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen 
Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen) [Gewerbe und Handelslehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz 
— G. D. G. —] vom 10. Juni 1921. Vom 17. Oktober 1922. 


Auf Grund des § 4 des Geſetzes, betreffend Anderung des Geſetzes vom 10. Juni 1921 über das Dienft- 
einkommen der Gewerbe und Handelslehrer und ehrerinnen an den gewerblichen, kaufmänniſchen und haus⸗ 
wirtſchaftlichen Berufsſchulen (Pflichtfortbildungsſchulen), wird der Wortlaut dieſes Geſetzes nachſtehend be— 
kanntgemacht. i 


Berlin, den 17. Oktober 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Nichter. Siering. 


— 319 — 


/ Geſetz 
über das Dienſteinkommen der Gewerbe- und Handelslehrer und ⸗lehrerinnen an den 
gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Verufsſchulen (Pflichtfort⸗ 
bildungsſchulen) [Gewerbe⸗ und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz — G. 0,0 | 


I. Dienſteinkommen. 
A. Planmäßig angeſtellte Lehrkräfte. 


9 1. 
Grundgehalt. er 
(1) Die an nichtſtaatlichen öffentlichen und durch den Handelsminiſter ihnen gleichgeſtellten 
Berufsſchulen (gewerblichen, kaufmänniſchen und hauswirtſchaftlichen Pflichtfortbildungsſchulen) plan— 
mäßig angeſtellten Lehrkräfte erhalten als Grundgehalt: 
vom 1. April 1920 bis 30. September 1921: 
a) in Gruppe 1: 6800 —7 400 — 8000 — 8 600 - 9 100 — 9600 -- 9900 — 10 200, 
b) in Gruppe 2: 7 600 — 8300 — 9000 — 9600 — 10 200 — 10800 — 11100 — 
11 400, 
e) in Gruppe 3: 8400 — 9200 — 10.000 10 800 — 11300 — 11800 —12 300 — 
12600, 
d) in Gruppe 4: 9700 — 10700 — 11700 — 12500 —13 300 — 13 700 14 100 — 
5 14 500 Mark jährlich; 
vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922: . 
a) in Gruppe 1: 18000 — 19200 — 20400 — 21600 — 22800 — 24000 — 25000 — 


26.000, 
b) in Gruppe 2: 21000 — 22500 —24000-— 25500 — 27000 — 28500 — 30.000 — 
31000, 
e) in Gruppe 3: 25000— 26800 — 28600 — 30400 — 32200 — 3380035400 — 
37.000, 


d) in Gruppe 4: 30 000— 32000— 34000 36 000 38000 40000 — 42000 — 
44000 Mark jährlich; N 
vom 1. April 1922 ab: 5 
a) in Gruppe 1: 22000 —- 23500 — 25000 — 26 200 — 27400 — 28600 — 29800 — 


31000 

b) in Gruppe 2: 25000 — 2660028200 — 29800 — 31400 33000 34500 
36000 

e) in Gruppe 3: 28000 30000 3200034000 36000 3800040000 — 


42.000 
c in Gruppe 4: 32000 —34500—37.000—39500— 4200044000 46000 — 
48000 Mark jährlich. 


e) Su Gruppe 1 gehören alle planmäßig angeſtellten Gewerbelehrerinnen, ſoweit ſie nicht 
zu Gruppe 2 gehören. 


9 


(3) Zu Gruppe 2 gehören: 

a) alle planmäßig angeſtellten Gewerbelehrerinnen, denen von der Schulaufſichtsbehörde 
eine Aufrückungsſtelle verliehen iſt. Die Geſamtzahl der Aufrückungsſtellen darf ein 
Drittel der Geſamtzahl der vorhandenen planmäßigen Stellen für Gewerbelehrerinnen 
an Berufsſchulen nicht überſchreiten; 

bp) alle planmäßig angeſtellten Gewerbelehrer, Handelslehrer und Handelslehrerinnen und 

die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen 
mit weniger als 4 hauptamtlichen Lehrkräften. 

(4) Zu Gruppe 3 gehören: 

a) die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen 
mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrkräften, ſoweit ſie nicht zu Gruppe 4 gehören; 

p) die Stellvertreter der zur Gruppe 4 gehörenden Schulleiter (Schulleiterinnen) und die 
Fachvorſteher. 

(5) Die Schulträger können mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde die hauptamtlichen, 
planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schulleiterinnen) von Schulen mit weniger als 4 hauptamt⸗ 
lichen Lehrkräften in Sn 3 einreihen, wenn an der betreffenden Schule außer dem Leiter 
(der Leiterin) mindeſtens eine 2. hauptamtliche, planmäßig angeſtellte Lehrkraft vorhanden iſt und 
die Schule wenigſtens 2 Abteilungen für verſchiedene Berufsgruppen umfaßt. 

() Zu Gruppe 4 gehören die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Schulleiter (Schul 
leiterinnen) der beruflich ausgebauten oder beſonders großen Schulſyſteme, die vom Handelsminiſter 
nach den mit dem Finanzminiſter zu vereinbarenden Grundſätzen ausdrücklich als ſolche anerkannt ſind. 

(7) Ob ein Lehrer (eine Lehrerin) planmäßig angeſtellter Schulleiter (leiterin) einer öffent⸗ 
lichen Berufsſchule iſt, ſowie ob eine Schule als Schule mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehr⸗ 
kräften anzuſehen iſt, entſcheidet endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 

(3) Die hauptamtlichen, planmäßig angeſtellten Lehrerinnen erhalten, wenn das für ſie feſt— 
geſetzte Arbeitsmaß dem der Lehrer entſpricht, die unverkürzten Gehaltsſätze. Bei geringerer Pflicht⸗ 
e werden die Grundgehaltsſätze um 10 vom Hundert gekürzt. Dies gilt nicht für die unter 
Abſ. a Ziffer a fallenden Gewerbelehrerinnen. 

) Auf Lehrer und Lehrerinnen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geſchäfte 
nicht 11 in Anſpruch genommen find, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. Die Ent- 
ſcheidung darüber, ob ein Lehrer oder eine Lehrerin nicht voll beſchäftigt iſt, ſteht lediglich der 
Schulaufſichtsbehörde zu. i 

(10) Welche Schulen als öffentliche Berufsſchulen anzuſehen find, beſtimmt endgültig die 
. 

8 2. 
Dienſtaltersſtufen. 

(1) Das Grundgehalt der planmäßig angeſtellten Lehrer ehrerinnen) fteigt nach Dienftalters- 
ſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt bis zur Erreichung des Höchſtgehalts. Die höheren Grund— 
gehaltsſätze werden jeweils vom Erſten des Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in 
die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 

) Auf das a im Grundgehalte haben die planmäßig angeftellten Lehrer (Lehrerinnen) 
einen Rechtsanſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches Diſziplinarverfahren oder wegen 
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eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt 
das Verfahren zum Verluste des Amtes, fo findet eine Nachzahlung des zurückgehaltenen Mehrgehalts 
nicht ſtatt. 5 
8 3. 
Beſoldungsdienſtalter. i re 

(1) Das Beſoldungsdienſtalter der planmäßig angeftellten Lehrer und Lehrerinnen beginnt mit 
dem Zeitpunkte der planmäßigen Anſtellung im öffentlichen Berufsſchuldienſte, jedoch nicht vor der 
Vollendung des 27. Lebensjahre. Von dieſem Zeitpunkt an find die Zeitabſchnitte für das 
Verbleiben im Anfangsgrundgehalt und für das Aufſteigen in die höheren Gehaltsſtufen zu rechnen. 
Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit, die ein Lehrer (eine Lehrerin) im 
öffentlichen Berufsſchuldienſte von dem Zeitpunkte des Eintritts in dieſen bis zur planmäßigen An⸗ 
ſtellung ſelbſtändig in voller Beſchäftigung verbracht hat, die über die Vollendung des 27. Lebens⸗ 
jahrs hinausgehende Dienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen, ſoweit die planmäßige 
Anſtellung durch den Mangel an offenen Stellen oder durch ſonſtige von dem Zutun des Lehrers 
(der Lehrerin) unabhängige Gründe verzögert worden iſt., ö 

(2) Tritt ein Gewerbe- oder Handelslehrer (eine Gewerbe- oder Handelslehrerin) unmittelbar 
aus dem Dienſte des Reichs, eines der Länder, einer Gemeinde oder einer Körperſchaft des öffent⸗ 
lichen Rechts in den Dienſt an einer öffentlichen Berufsſchule, fo wird ihm (ihr) die in der bis. 
herigen Stellung nach Vollendung des 27. Lebensjahrs zurückgelegte Dienſtzeit auf das Beſoldungs⸗ 
dienſtalter angerechnet. Dem unmittelbaren Übertritt iſt gleichzuachten, wenn die Zeit zwiſchen 
dem Austritt aus dem früheren Amte und dem Eintritt in den Dienſt an einer öffentlichen Berufs- 
ſchule nachweislich ungekürzt dem Erwerbe der Anſtellungsfähigkeit als Gewerbe- oder Handelslehrer 
(lehrerin) gewidmet war. 

(6) Das Beſoldungsdienſtalter der aus der Praxis übertretenden Lehrer (Techniker, Handwerker, 
Kaufleute uſw.) iſt auf den Tag der planmäßigen Anſtellung, jedoch nicht vor die Vollendung 
des 27. Lebensjahrs feſtzuſetzen. Es kann mit Zuſtimmung der Schulaufſichtsbehörde verlängert 
werden, jedoch nicht um mehr als die Hälfte der Geſamtaufrückzeit in der Beſoldungsgruppe. Die 
auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnete Zeit kann auf die Ruhegehaltszeit angerechnet werden. 

(ö) Wie weit die an deutſchen Auslandsſchulen oder an anderen Schulen zugebrachte Dienft- 
zeit auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet werden kann, wird in jedem Einzelfalle von dem 
Handelsminiſter beſtimmt. i 

(6) Die $$ 4, 5 Abſ. 2 und 4, §§ 7 und 8 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes finden 
mit der Maßgabe Anwendung, daß an die Stelle des Unterrichtsminiſters der Handelsminiſter tritt. 
Jedoch tritt an die Stelle des § 4 Abſ. 2 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes folgende 
Beſtimmung: Werden bei einer Beförderung Beſoldungsgruppen überſprungen, fo iſt das Beſol⸗ 
dungsdienſtalter fo feſtzuſetzen, wie wenn der Lehrer (die Lehrerin) zunächſt in die dazwiſchen⸗ 
liegenden Gruppen eingetreten wäre. 5 

SA. 
Ortszuſchlag. N 

() Zum Grundgehalte tritt als weiterer Beſtandteil des Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag, 

(2) Für die Bemeſſung der Höhe des Ortszuſchlags finden die Vorſchriften des Beamten- 
Dienſteinkommensgeſetzes Anwendung. b ee Ba 
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6) Werden von einem Schulträger mehrere öffentliche Berufsſchulen in Ortſchaften ver⸗ 
ſchiedener Ortsklaſſen unterhalten, fo findet die Vorſchrift des § 11 Abſ. 2 des Volksſchullehrer— 
Dienſteinkommensgeſekes ſinngemäß Anwendung. 

) Die Kürzung des Grundgehalts nach § 1 Abſ. 8 bleibt auf die Berechnung des Orts— 
zuſchlags ohne Einfluß. 
| 8 5. 
Dienſtwohnung. 

() Bei Gewährung einer Dienſtwohnung hat der Wohnungsinhaber dem Wohnungsſteller eine 
Vergütung in Höhe desjenigen Betrags zu zahlen, der den Staatsbeamten für die Benutzung von 
Dienſtwohnungen auf den Ortszuſchlag angerechnet wird. 

(e) Ein Verzicht auf die Vergütung ſeitens des Wohnungsſtellers ift unzuläſſig. 

(3) Erſcheint die nach den ſtaatlichen Grundſätzen getroffene Regelung im Einzelfalle unbillig, 
jo kann der Wohnungsſteller die zu zahlende Vergütung mit Zustimmung des Handelsminiſters 
anderweit feſtſtellen. 

(4) Die von der Dienſtwohnung zu entrichtenden öffentlichen Laſten und Abgaben werden 
von dem Schulträger getragen. Dieſem liegt auch unbeſchadet der Verpflichtung Dritter aus 
beſonderen Rechtstiteln die bauliche Unterhaltung der Dienſtwohnung ob, ſoweit ſie nicht nach den 
für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden Beſtimmungen dem Wohnungsinhaber zur Laſt fällt. 


8 6. 
— Sondervergütungen. 
Für Leiſtungen im Schulamte, die über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß hinausgehen, 
dürfen beſondere Vergütungen nicht gewährt werden. Außerordentliche Bewilligungen an einzelne 
Lehrer oder Lehrerinnen aus beſonderen Gründen ſind hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


B. Auftragsweiſe vollbeſchäftigte Lehrer und Lehrerinnen. 
ST. 

() Lehrperſonen, welche die Anſtellungsfähigkeit als Gewerbelehrer, Handelslehrer oder Handels- 
lehrerin erworben haben, erhalten während der Zeit, in der ſie voll beſchäftigt, aber noch nicht 
planmäßig angeſtellt find, bis zur Vollendung des 5. Dienſtjahrs folgende Grundvergütungsſätze: 

vom 1. April 1920 bis 30. September 1921 — 5 320 — 6.080 — 6460 — 6840 — 7220 M; 

vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 = 14700 — 16800 — 17850 — 18 900 — 

19 950 Al; 

vom 1, April 1922 ab = 17500 — 20.000 — 21250 — 22500 — 23750 M; 
Handelslehrerinnen erhalten die Sätze der Grundvergütungen um 10 v. H. gekürzt, ſolange nicht für 
Handelslehrer und Handelslehrerinnen dasſelbe Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt. Lehrerinnen, welche die 
Anſtellungsfähigkeit als Gewerbelehrerin erworben haben, erhalten während der Zeit, in der ſie 
voll beſchäftigt aber noch nicht planmäßig angeſtellt ſind, bis zur Vollendung des 5. Dienſtjahrs 
folgende Grundvergütungsſätze: f f 

vom 1. April 1920 bis 30. September 1921 = 4760 — 5 440 — 5780 — 6 120 — 6 460 / 

vom 1. Oktober 1921 bis 31. März 1922 = 12600 — 14400 — 15 300 — 16 200 — 
17 100 #; f i 
vom 1. April 1922 ab = 15 400 — 17600 — 18700 — 19 800 — 20 900 M. 
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Auf die Berechnung des Ortszuſchlags (§8) iſt die Kürzung der Grundvergütung ohne Einfluß. 
Iſt bis zum Ablauf des 5. Dienſtjahrs die planmäßige Anſtellung aus Gründen, die nicht in 
der Perſon des Lehrers (der Lehrerin) liegen, nicht erfolgt, ſo bezieht der Lehrer (die Lehrerin) 
eine Grundvergütung in Höhe der Grundgehaltsſätze des endgültig angeſtellten Lehrers (Lehrerin). 
(2) Auftragsweiſe vollbeſchäftigte Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Berufsſchulen, auf 
welche die Vorausſetzung des Abf. 1 nicht zutrifft, erhalten eine Fc in Höhe von 
80 vom Hundert des Grundgehalts, das ſie erhalten würden, wenn ſie als Gewerbe- oder Han⸗ 
delslehrer (lehrerinnen) an öffentlichen Berufsſchulen planmäßig angeſtellt wären. Im beſonderen 
Falle iſt eine Abweichung hiervon mit Genehmigung der a zuläſſig. 
88. 
0 Zur Grundvergütung tritt als weiterer Beſtandteil des Dienſteinkommens ein Ortszuſchlag. 
) Hinſichtlich der Höhe des Ortszuſchlags, der den im §7 Abſ. 1 genannten Lehrperſonen 
11155 wird, finden die 110 die Staatsbeamken jeweils geltenden Vorſchriften ſinngemäß An 
wendung. Die im § 7 Abſ. 2 genannten Lehrer (Lehrerinnen) erhalten einen Ortszuschlag, deſſen 
Höhe ſich nach dem Betrage der jeweiligen Grundvergütung richtet. Für ſeine Bemeſſung ſind 
die Vorſchriften des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes maßgebend. 7855 ine 


II. Sinderbeihilfen. 
02 
Außer dem Dienſteinkommen erhalten die Leiter (Leiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) Kinder 
beihilfen nach den Beftimmungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes. 


III. Ausgleichszuſchlag. 
§ 10. 

() Zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage wird zum 
Grundgehalte, zur Grundvergütung und zum Ortszuſchlage ſowie zu den Kinderbeihilfen ein ver- 
änderlicher Ausgleichszuſchlag gewährt. 

(2) Die für die unmittelbaren Staatsbeamten nach dem Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetze je⸗ 
weils geltenden Beſtimmungen über Art und Höhe des Ausgleichszuſchlagsſatzes gelten auch für 
die Leiter (Leiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen Berufsſchulen. Ehenſo finden die 
für die unmittelbaren Staatsbeamten jeweils geltenden Beſtimmungen über die Gewährung eines 
weiteren Ausgleichszuſchlags und eines beſonderen Ausgleichszuſchlags (Frauenbeihilfe) ſinngemäße 
Anwendung. a 
IV. Ruhegehalt, Hinterbliebenenverſorgung, Gnadenbezüge. 

SAL. 

(1) Die Gewährung von Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung erfolgt nach den für die 
Volksſchullehrer geltenden Grundſätzen. 1 

2) Die Schulträger haben dieſe Bezüge ſicherzuſtellen. Der Handelsminiſter beſtimmt im 
Einvernehmen mit dem Finanzminiſter, unter welchen Vorausſetzungen die e als ge⸗ 
nügend anzuſehen iſt. 

912. 

Für die Gewährung von Gnadenbezügen finden die Beſtimmungen der 8 20 und 30 des 

Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes ſinngemäße Anwendung. 
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V. Zahlung des Dienſteinkommens und Rechtsweg. 
8 § 13. 
Die planmäßig angeſtellten Leiter (Leiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) erhalten ihre Dienſt⸗ 
bezüge, ſoweit fie ihnen in feſten Barbezügen zuſtehen, monatlich, bei Überweiſung auf ein Konto 
vierteljährlich im voraus. Die einſtweilig angeſtellten oder auftragsweiſe beſchäftigten Lehrkräfte 
erhalten ihre baren Dienſtbezüge monatlich im voraus, doch kann auch eine vierteljährliche Zahlung 
bei Überweifung auf ein Konto zugelaſſen werden. 


§ 14. 8 
Über die Gehaltsanſprüche der Leiter (Leiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) an den öffent— 
lichen Berufsſchulen findet der Rechtsweg mit folgender Maßgabe Anwendung: 

1. Die Klage iſt gegen den Schulträger zu richten. 

2. Bei der richterlichen Beurteilung ſind die von der Schulaufſichtsbehörde auf Grund 
dieſes Geſetzes erfolgten Feſtſetzungen über das Dienſteinkommen der Stelle, insbeſondere 
über die Höhe des Grundgehalts, des Ortszuſchlags, der Kinderbeihilfe und des Aus⸗ 
gleichszuſchlags, über Dienſtwohnung, über etwaige Sachleiſtungen und über die Anrech- 
nung von Dienſtbezügen auf das Grundgehalt zugrundezulegen. 


VI. Aufbringung der Koſten. 
39515. 
Pflichten der Schulträger. 

Die Schulträger find verpflichtet, die perfönlichen und 9 en Kosten der von ihnen er⸗ 
richteten Schulen aufzubringen. 

$ 16. 
Schulbeiträge. 
() Zur Deckung der Schulunterhaltungskoſten haben die Gemeinden oder weiteren Kommunal⸗ 
verbände 
a) von den Arbeitgebern der zum Beſuche der Schule verpflichteten Schüler und Schüle— 
rinnen Schulbeiträge zu erheben und i b 
p) ſämtliche Gewerbebetriebe des Bezirkes, die in der Regel mindeſtens 5 Arbeiter be 
ſchäftigen, zur Leiſtung von Schulbeiträgen heranzuziehen. 

(2) Für jeden Schüler und jede Schülerin, die bei gewerbeſteuerfrei veranlagten Gewerbe⸗ 
treibenden oder bei Gewerbetreibenden der Gewerbeſteuerklaſſe IV beſchäftigt ſind, iſt ein Schul⸗ 
beitrag von 30 Mark, für die übrigen Schüler — Schülerinnen — ein Schulbeitrag von min 
deſtens 50 Mark jährlich zu erheben. Es iſt zuläſſig, für einzelne Gruppen der Schüler und 
a verſchieden hohe Beiträge feſtzuſetzen. 

) Für Schulen, deren Träger Gemeinden oder Gemeindeverbände ſind, iſt die Höhe der 
Schulsciäg durch Ortsſatzung feſtzuſetzen. Iſt die Schulpflicht durch ſtatutariſche Beſtimmung 
eines weiteren Kommunalverbandes eingeführt, ſo iſt dieſer im Benehmen mit den Schulgemeinden 
berechtigt, die Höhe der Schulbeiträge feffufeben. Dieſe Schulbeiträge find Kommunalabgaben 
im ae des Geſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetzſaminl. S. 152). 

) Für Schulen, deren Träger Handelskammern oder andere Körperſchaften öffentlichen 
Rechts ſind, iſt die Höhe der Schulbeiträge durch Beſchluß des Schulträgers feſtzuſetzen. Dieſer 
Beſchluß unterliegt der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde. 
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6) Gewerbebetriebe, die in der Regel mindeſtens 5 Arbeiter beſchäftigen, haben für jedes 
angefangene Zehnt der Arbeiter an den Träger der Pflichtberufsſchule des Ortes den Schulbeitrag 
für einen Berufsſchüler zu entrichten, ſoweit die Zahl der beſchäftigten Jugendlichen unter 18 
Jahren weniger als 10 vom Hundert der Arbeiter beträgt. 3 

(6) Gewerbebetriebe, die für ihre jugendlichen Arbeiter eigene, ſtaatlich anerkannte Werkſchulen 
eingerichtet haben, haben die Schulbeiträge nur inſoweit zu entrichten, als die Zahl der die 
Werkſchule beſuchenden Jugendlichen unter 10 vom Hundert der beſchäftigten Arbeiter bleibt. 

(7) Von den an dem Unterrichte freiwillig teilnehmenden Schülern und Schülerinnen iſt ein 
Schulgeld zu erheben, deſſen Höhe nach Stunden berechnet, im Verhältniſſe mindeſtens dem an der 
Schule zur Erhebung gelangenden Schulbeitrage entſpricht. 

SER: 
Staatszuſchüſſe. 

(1) Für jeden am 1. Juni des Jahres vorhandenen ſchulpflichtigen Schüler und jede ſchul— 
pflichtige Schülerin zahlt der Staat dem Schulträger eine Beihilfe von 10 Mark. 

(2) Zur Gewährung dieſer Beihilfen und von Ergänzungszuſchüſſen werden für jeden am 
1. Juni des Vorjahrs vorhandenen ſchulpflichtigen Schüler und jede ſchulpflichtige Schülerin 
40 Mark durch den Staatshaushalt bereitgeſtellt. i 

(3) Über die Verwendung dieſer Mittel entſcheidet der Handelsminiſter im Einvernehmen mit 
dem Finanzminiſter. Die Grundſätze für die Verwendung der Mittel werden von den beteiligten 
Miniſtern nach Anhörung der Vertretungen der beteiligten Gemeinden feſtgeſetzt. 

() Vorausſetzung für die Gewährung von Staatszuſchüſſen iſt, daß die Einrichtungen und 
die Lehrpläne der Schulen den Beſtimmungen des Handelsminiſters entſprechen. 


VII. Anſtellung und Verſetzung. 
§ 18. 

(1) Die Schulleiter (Schulleiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) an den öffentlichen Berufs— 
ſchulen werden von den Schulträgern unter Ausfertigung einer Ernennungsurkunde für den Be— 
rufsſchuldienſt ihrer Bezirke angeſtellt. Wo bisher ſchon Körperſchaften mit der Verwaltung von 
Berufsſchulen im ganzen Bezirke betraut waren, kann ihnen auch fernerhin die Anſtellung von 
Lehrperſonen durch den Handelsminiſter übertragen werden. 

(2) Die Anſtellung der Lehrer (Lehrerinnen) bedarf der Beſtätigung der Schulaufſichtsbehörde 
die der Schulleiter (Schulleiterinnen) der des Handelsminiſters. 

g) Für das Diſziplinarverfahren finden die für die unmittelbaren Staatsbeamten geltenden 
Beſtimmungen Anwendung. 
\ () Sind an den Schulen eines Schulträgers vier und mehr Schulftellen vorhanden, ſo hat 
die Schulaufſichtsbehörde das Recht, für jede vierte freiwerdende Stelle nach Anhörung des Schul— 
trägers einen Bewerber zu benennen; dieſer iſt von dem Schulträger ſpäteſtens zum nächſten 
Vierteljahrserſten anzuſtellen. Macht die Schulaufſichtsbehörde von ihrem Rechte innerhalb von 
4 Wochen, nachdem ihr vom Schulträger das Freiwerden der Stelle mitgeteilt iſt, keinen Ge— 
brauch, jo wird die Stelle von dem Schulträger beſetzt. ie 

(5) Planmäßig angeftellte Schulleiter (Schulleiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) können an 
eine andere Schule berufen werden, nachdem die für den neuen Schulort zuſtändige Schulauffichts- 
behörde ihre Zuſtimmung dazu gegeben hat. Die Umzugskoſten find von dem berufenden Schul- 
träger nach den für die Volksſchullehrer (Volksſchullehrerinen) geltenden Vorſchriften zu erſtatten. 
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$ 19. 
(1) Schulleiter (Schulleiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen), deren Verſetzung der Handels: 
miniſter aus dienſtlichen Gründen für notwendig erklärt, können von ihm an eine andere Schule 
verſetzt werden, nachdem der Schulträger feine Zuſtimmung gegeben hat, bei dem der zu Ver⸗ 


ſetzende bisher beſchäftigt war. 


) Bei ſolchen Verſetzungen an einen anderen Ort wird eine Vergütung für Umzugskoſten 
nach den für die Volksſchullehrer (Volksſchullehrerinnen) geltenden Grundſätzen gewährt. 
) Erfolgt die Verſetzung auf Wunſch oder Antrag oder unter ſonſtiger Mitwirkung des 


Schulträgers, ſo hat dieſer die Koſten des Umzugs allein zu tragen. In allen anderen Fällen 


tragen der Staat und der den Lehrer abgebende Schulträger je die Hälfte. Der Staat leiſtet 


feinen Beitrag aus den für Zuſchüſſe ($ 17) bereitgeſtellten Mitteln. 


VIII. Übergangs: und Schluß bestimmungen. 
§ 20. =. 
() Die Gehaltsordnungen find nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu aufzuftellen. 
(2) Lehrer und Lehrerinnen, die zur Zeit der Verkündung dieſes Geſetzes bereits planmäßig 


angeſtellt find und ein vor der Vollendung des 27. Lebensjahrs liegendes Beſoldungsdienſtalter 


haben, find unter Feſtſtellung ihres Beſoldungsdienſtalters auf die Vollendung des 27. Lebens- 
jahrs in die entſprechenden Gehaltsſtufen einzureihen. 
() Das Beſoldungsdienſtalter der Schulleiter (Schulleiterinnen) und Lehrer (Lehrerinnen) iſt 


nach den Vorſchriften des § 3 neu feſtzuſetzen. 


ER 821. 5 
Vom 1. April 1923 ab erhalten die Gewerbelehrerinnen die gleichen Dienſtbezüge wie die 
Handelslehrerinnen; die entgegenſtehenden Beſtimmungen dieſes Geſetzes treten mit dieſem Zeit 
punkt außer Kraft. i s 
f 8 $ 22. = - 
Im übrigen finden die Beſtimmungen der Geſetze vom 24. November 1921 über eine An⸗ 
derung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten (Geſetzſamml. S. 553) 
und vom 19. April 1922 über Anderungen in der Beamtenbeſoldung (Geſetzſamml. S. 83) ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. f : 9 23 


Die Geſetze vom 4. Mai 1886 (Geſetzfamml. S. 143), 24. Februar 1897 (Geſetzſamml. 
S. 41), 1. Auguſt 1909 (Geſetzſamml. ©. 733) und 29. Juli 1916 (Geſetzſamml. S. 115) 
werden aufgehoben. 51 
’ 824. : 


a te Ehe nal ran 


Die Vorſchriften der Abſchnitte I bis IV dieſes Geſetzes treten rückwirkend vom 1. April 


1920 in Kraft; im übrigen tritt das Geſetz am 1. April 1921 in Kraft mit der Maßgabe, 
daß Schulbeiträge gemäß $ 16 für die Zeit vom 1. Januar 1921 ab zu erheben find. 


9 25. 


Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Handelsminiſter und der Finanzminiſter 


beauftragt. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſterums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
3 Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. ER 
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